
18.1.4 Staatsvertrag über den Schutz der Menschenwürde und den Jugendschutz in 

Rundfunk und Telemedien (Jugendmedienschutz-Staatsvertrag – JMStV) 

Vom 04.02.2003 (GBl. BW 2003, 93), zuletzt geändert durch den Dreizehnten 

Rundfunkänderungsstaatsvertrag vom 30.10.2009 / 20.11.2009(GBl. BW 2010 S. 307, 313) 

I. Abschnitt   Allgemeine Vorschriften 

§ 1   Zweck des Staatsvertrages 

Zweck des Staatsvertrages ist der einheitliche Schutz der Kinder und Jugendlichen vor Angeboten in 

elektronischen Informations- und Kommunikationsmedien, die deren Entwicklung oder Erziehung 

beeinträchtigen oder gefährden, sowie der Schutz vor solchen Angeboten in elektronischen 

Informations- und Kommunikationsmedien, die die Menschenwürde oder sonstige durch das 

Strafgesetzbuch geschützte Rechtsgüter verletzen. 

§ 3   Begriffsbestimmungen 

(1) Kind im Sinne dieses Staatsvertrages ist, wer noch nicht 14 Jahre, Jugendlicher, wer 14 Jahre, aber 

noch nicht 18 Jahre alt ist. 

(2) Im Sinne dieses Staatsvertrages sind 

„Angebote“ Rundfunksendungen oder Inhalte von Telemedien, 

„Anbieter“ Rundfunkveranstalter oder Anbieter von Telemedien. 

 § 4   Unzulässige Angebote 

(1) Unbeschadet strafrechtlicher Verantwortlichkeit sind Angebote unzulässig, wenn sie 

(...) 

3. zum Hass gegen Teile der Bevölkerung oder gegen eine nationale, rassische, religiöse oder durch 

ihr Volkstum bestimmte Gruppe aufstacheln, zu Gewalt- oder Willkürmaßnahmen gegen sie 

auffordern oder die Menschenwürde anderer dadurch angreifen, dass Teile der Bevölkerung oder eine 

vorbezeichnete Gruppe beschimpft, böswillig verächtlich gemacht oder verleumdet werden, 

(...) 

IV. Abschnitt   Verfahren für Anbieter mit Ausnahme des öffentlich-rechtlichen 

Rundfunks 

§ 19   Einrichtungen der Freiwilligen Selbstkontrolle 

(1) Einrichtungen Freiwilliger Selbstkontrolle können für Rundfunk und Telemedien gebildet werden. 

(2) Anerkannte Einrichtungen der Freiwilligen Selbstkontrolle überprüfen im Rahmen ihres 

satzungsgemäßen Aufgabenbereichs die Einhaltung der Bestimmungen dieses Staatsvertrages sowie 

der hierzu erlassenen Satzungen und Richtlinien bei ihnen angeschlossenen Anbietern. 

(3) Eine Einrichtung ist als Einrichtung der Freiwilligen Selbstkontrolle im Sinne dieses 

Staatsvertrages anzuerkennen, wenn 

1. die Unabhängigkeit und Sachkunde ihrer benannten Prüfer gewährleistet ist und dabei auch  



Vertreter aus gesellschaftlichen Gruppen berücksichtigt sind, die sich in besonderer Weise mit Fragen 

des Jugendschutzes befassen, 

(...) 

VI. Abschnitt   Ahndung von Verstößen der Anbieter mit Ausnahme des öffentlich-

rechtlichen Rundfunks 

§ 24   Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Anbieter vorsätzlich oder fahrlässig 

Angebote verbreitet oder zugänglich macht, die 

(...) 

c) entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 zum Hass gegen Teile der Bevölkerung oder gegen eine nationale, 

rassische, religiöse oder durch Volkstum bestimmte Gruppe aufstacheln, zu Gewalt- oder 

Willkürmaßnahmen gegen sie auffordern oder die Menschenwürde anderer dadurch angreifen, dass 

Teile der Bevölkerung oder eine vorbezeichnete Gruppe beschimpft, böswillig verächtlich gemacht 

oder verleumdet werden, 

(...) 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 500.000 Euro geahndet werden. 

(...) 

 


